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Vorwort

Der ›dtv-Atlas Recht‹ richtet sich an alle, die am Recht und seinen geistigen
Grundlagen interessiert sind. Er bietet mehr als bloße Rechtskunde, aber
weniger als ein klassisches Lehrbuch. Besondere Vorkenntnisse sind nicht

erforderlich. Band 1 enthält die Grundlagen des Rechts, das Staatsrecht
sowie das Strafrecht, während Band 2 das Verwaltungs- und das Zivilrecht
umfassen soll. Dem Konzept der dtv-Atlanten folgend, wurden die Kern-
aussagen des Textes auch grafisch dargestellt. Die Visualisierung – sie ist
dem juristischen Denken seit dem Mittelalter fremd geworden – dient der
Veranschaulichung,Wiederholung und Vertiefung des Geschriebenen.

Der Atlas wäre nicht ohne Hilfe zustande gekommen. Zu danken habe

ich zunächst meinem Konstanzer Team um Gabi Reichle, Milena Piel und
Erika Beyerle. In Würzburg hat mich vor allem Dr. Clemens Kessler unter-
stützt. Mein Dank gilt außerdem Frau Anna Coseriu vom Deutschen Ta-
schenbuch Verlag, die den Atlas mit großem Engagement betreut hat.

Konstruktive Kritik ist willkommen! Sie ist zu richten an Prof. Dr. Eric
Hilgendorf, Universität Würzburg, Juristische Fakultät, Domerschulstraße
16, 97070Würzburg.

Würzburg, im Juli 2003 Eric Hilgendorf

Vorwort zur 3. Auflage

Für die Neuauflage wurde der Atlas komplett durchgesehen und aktuali-
siert. Für tatkräftige Hilfe danke ich Herrn Paul Thal sehr herzlich.

Würzburg, im Februar 2012 Eric Hilgendorf
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10&Erscheinungsformen und Quellen von Recht



Recht ist die Gesamtheit der staatlich garan-
tierten Normen, die menschl. Verhalten regeln
(Recht im objektiven Sinn). Davon zu unter-
scheiden ist der (auf Recht im objektiven Sinn
gestützte) Rechtsanspruch des Einzelnen
(Recht im subjektiven Sinn). Fast alle Rechts-
normen entstehen heute durch staatl. Setzung
(positives Recht). Rechtsnormen, die bloß auf
langjähriger und unangezweifelter Übung be-
ruhen (Gewohnheitsrecht), existieren kaum
noch.
Die Rechtsordnung ist ein Kulturprodukt,
dem menschl. Denken und Planen also nicht
vorgegeben. In modernen Rechtsordnungen
soll das Recht best. demokrat. legitimierte
Zwecke verwirklichen, v. a. Sicherheit, Ord-
nung und Gerechtigkeit.

Die Zweckorientierung des Rechts (auch
Zweckrationalität) wurde bes. durch den
Göttinger Juristen Rudolf von Jhering

(1818–92) hervorgehoben.
Heutige Gesellschaften zeichnen sich durch
eine Fülle von Regulierungen aus. Um zu er-
kennen, was als Recht gilt, ist es nicht ausrei-
chend, das eigene Rechtsgefühl zu befragen.
Erst die Annahme bes. Rechtsquellen erlaubt
es, eine Rechtsnorm von anderen Regelungen
menschl. Verhaltens, etwa der Sitte oder der
Moral, zu unterscheiden.

Recht undMoral
sind nicht deckungsgleich. Die Forderungen
des Rechts können demmoral. Gebotenen ent-
sprechen, z. B. das Tötungsverbot.
Oft sind sie aber moralisch neutral, z. B.

ob in einer Gesellschaft im Straßenverkehr
das Rechts- oder das Linksfahrgebot gilt, ist
moral. neutral, solange nur überhaupt eine
Regelung existiert.

Bisweilen widerspricht das Recht der indivi-
duellen Moral. Dies gilt bes. dann, wenn die
moral. Vorstellungen innerhalb einer Gesell-
schaft auseinander gehen.

Umstritten ist z. B. die moral. Bewertung
des Schwangerschaftsabbruchs (§§ 218 ff.
StGB). Die rechtl. Regelung bleibt davon
unberührt, bis der Gesetzgeber tätig wird.

Rechtsquellen
Gesetze sind die wichtigste Rechtsquelle der
dt. Rechtsordnung (A).
Gesetz im formellen Sinn ist jeder Beschluss,
der von den gesetzgebenden Organen nach
Maßgabe der Verfassung gefasst, ausgefertigt
und verkündet worden ist.
Gesetz im materiellen Sinn nennt man eine
Rechtsnorm, die für eine nur allgemein be-
stimmte Vielzahl vonMenschen eine verbindl.
Regelung enthält (B). Gesetze im materiellen
Sinn weisen meist folgende Struktur auf:

Bei jedem, der x tut (oder: die Eigenschaft y
aufweist), soll die Rechtsfolge z eintreten.

Die in einem Gesetz im materiellen Sinn ent-
haltene Regelung ist generell, d. h. das Gesetz
gilt für alle Menschen, die seinen Tatbestand
erfüllen, und sie ist abstrakt, d. h. das Gesetz
enthält allg. Bestimmungen und abstrahiert
von den Besonderheiten einzelner Fälle.
Die meisten Gesetze im formellen Sinn sind
zugleich Gesetze immateriellen Sinn.

Eine der wenigen Ausnahmen ist das Ge-
setz über den Haushaltsplan, der keine allg.
verbindl. Anordnung, sondern nur eine Auf-
stellung der Ein- und Ausgaben des Bundes
enthält (Art. 110 GG).

Rechtsverordnungen und Satzungen sind Ge-
setze im materiellen, nicht aber im formellen
Sinn, weil sie nicht von den gesetzgebenden
Organen erlassen werden. Auch die Verfas-
sung ist ein Gesetz immateriellen Sinn.

Einen Sonderfall bilden die sog. Maßnah-
megesetze (Einzelfallgesetze), die sich zwar
ihrer Form nach an eine unbestimmte Viel-
zahl von Personen richten und somit Geset-
ze im materiellen Sinn darstellen, dabei
aber so eng gefasst sind, dass sie nur wenige
oder gar nur einen einzigen Fall erfassen.

Rechtsverordnungen bilden eine zweite
wichtige Rechtsquelle. Es sind Rechtsnormen,
also verbindl. Regelungen für eine unbest.
Vielzahl von Menschen, die von den Organen
der vollziehenden Gewalt (Exekutive) erlas-
sen werden. Da nach dem Prinzip der Gewal-
tentrennung die Zuständigkeitsbereiche von
gesetzgebender, gesetzausführender (verwal-
tender) und rechtsprechender Gewalt geson-
dert sind, ist der Erlass durch die Verwaltung
an enge Voraussetzungen gebunden.

Nach Art. 80 GG dürfen die Bundesregie-
rung, ein Bundesminister oder eine Landes-
regierung nur dann eine Rechtsverordnung
erlassen, wenn sie dazu gesetzlich ermäch-
tigt sind.

Die Kompetenz, Rechtsverordnungen zu er-
lassen, kann übertragen werden (Möglichkeit
der Subdelegation). Das Gesetz, auf dem die
Rechtsverordnung beruht, muss Inhalt, Zweck
und Ausmaß der Ermächtigung bestimmen. In
der Verordnung muss zudem die jeweilige
gesetzl. Ermächtigungsgrundlage angegeben
werden.

Damit soll erreicht werden, dass die durch
die Rechtsverordnung vorgenommene Re-
gelung in ihren wesentl. Zügen in einem
Gesetz festgelegt ist und somit vorausseh-
bar und kontrollierbar wird.
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Satzungen sind Rechtsnormen, die von einer
jurist. Person des öffentl. oder des priv. Rechts
zur Regelung ihres Aufgabenbereiches erlas-
sen werden. Im öffentl. Recht ist die Befugnis,
die eigenen Angelegenheiten mittels einer
Satzung zu regeln (Satzungsbefugnis), eng
mit dem Gedanken der Selbstverwaltung ver-
knüpft. Sie muss gesetzlich niedergelegt sein.

Best. gesellschaftl. Gruppen sollen die An-
gelegenheiten, die sie selbst betreffen und
die sie daher am sachkundigsten beurteilen
können, auch eigenverantwortlich ordnen
dürfen. Beispiele hierfür sind die Satzungen
vonUniversitäten undGemeinden.

Von Gewohnheitsrecht spricht man, wenn
sich durch langdauernde Übung eine allg.
Überzeugung von der Rechtmäßigkeit einer
best. Vorgehensweise gebildet hat. Es ist die
älteste Rechtsquelle und wird nicht selten in
Form von Merksprüchen überliefert, z. B.: Ei-
nem geschenkten Gaul schaut man nicht ins
Maul.
Oft wird Gewohnheitsrecht in das geschriebe-
ne Recht übernommen, z. B. die Haftungs-
beschränkung für den Schenker in §§ 521 ff.
BGB.
Auf diese Weise hat das geschriebene Recht
das Gewohnheitsrecht heute weitgehend ver-
drängt. Trotzdem finden sich v. a. im Pri-
vatrecht noch gewohnheitsrechtl. begründete
Normen, so etwa die Lehre vom Wegfall der
Geschäftsgrundlage (clausula rebus sic stanti-
bus, jetzt § 313 BGB) oder die Lehre von der
vorvertragl. Haftung (culpa in contrahendo,
jetzt § 311 II BGB).

Das Arbeitsrecht besteht zu einem großen
Teil aus Gewohnheitsrecht.

Im Strafrecht ist für den Täter ungünstiges
Gewohnheitsrecht unzulässig (§ 1 StGB, Art.
103 II GG).

Andere Rechtsquellen
Die Rspr. derGerichte stellt nach überwiegen-
der Ansicht keine eigenständige Rechtsquelle
dar. Wird eine Rechtsfrage von den Gerichten
über einen längeren Zeitraum hinweg gleich-
artig entschieden, spricht man von Richter-
recht, das u. U. zu Gewohnheitsrecht erstar-
ken kann.

Im demokrat. Verfassungsstaat ist die Zu-
lässigkeit von Richterrecht problematisch,
weil es nicht auf demokrat. Weg durch das
Parlament erlassen wird, sondern auf Ent-
scheidungen von (nicht abwählbaren) Rich-
tern beruht. Solange der parlament. Gesetz-
geber sich jedoch scheut, best. polit. um-
strittene Fragen gesetzl. zu regeln (z. B. das
Recht des Arbeitskampfes), kann man auf
Richterrecht nicht verzichten.

Anders als im anglo-amerikan. Rechtskreis

mit seiner Bindung an bereits entschiedene
(Präzedenz-)Fälle (sog. Fallrecht, case-law)
steht es nach dt. Recht den Gerichten grund-
sätzlich frei, von der Rspr. anderer Gerichte
abzuweichen (Art. 97 I GG).

Eine wichtige Ausnahmeregelung enthält
§ 31 BVerfG, wonach die Verfassungsor-
gane des Bundes und der Länder sowie alle
Gerichte und Behörden an best. Entschei-
dungen des BVerfG gebunden sind.

Eine gleichförmige Rspr. der OLGe und des
BGH wird häufig vom Gesetzgeber übernom-
men (A).

Ob überpositives Recht (göttl. Recht, Natur-
oder Vernunftrecht) als Rechtsquelle anzuse-
hen ist, ist umstritten. Zweifelhaft ist schon,
ob es überhaupt existiert und wie es, seine
Existenz vorausgesetzt, in nachprüfbarer Wei-
se erkannt werden kann. Die Vorstellungen
über den Inhalt des überpositiven Rechts wan-
deln sich oft in sehr kurzer Zeit.

In der abendl. Geschichte stößt man immer
wieder auf das Phänomen, dass polit. Pro-
gramme als Natur- oder Vernunftrecht aus-
gegeben werden, um ihre Durchschlags-
kraft zu erhöhen. Aber auch Bewahrer der
alten Ordnung berufen sich auf überpositi-
ves Recht (z. B. denWillen Gottes).

Es gibt allerdings Rechtsgrundsätze, die zu-
mindest in unserem Kulturkreis allgemein
anerkannt sind (B). Dazu gehören das Gebot,
Verträge einzuhalten (pacta sunt servanda),
das Verbot staatl. Willkür und das strafrechtl.
Schuldprinzip (»Keine Strafe ohne Schuld«).
Das Bekenntnis zu elementaren überpositiven
Menschenrechten (Menschenwürde, Freiheit
und Gleichheit) wurde in Form von Grund-
rechten in der Verf. verankert (Art. 1–19 GG)
und damit positiviert.

Die Rechtsanwendung steht allerdings vor
dem Problem, dass derartige Rechtsgrund-
sätze meist so allgemein formuliert sind,
dass sich daraus kaum konkrete Rechtsfol-
gen herleiten lassen.

Nicht zu den Rechtsquellen zählen Verträge,
Verwaltungsakte und Urteile, die nur zwi-
schen den jeweils Beteiligten Rechte und
Pflichten erzeugen.
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Aufgabe und Eigenart
Rechtswissenschaft und Rechtsanwendung
bilden zusammen die Jurisprudenz. Die
Rechtsdogmatik, der Kern der Rechtswiss.,
hat die Aufgabe, das Recht zu beschreiben, zu
deuten und zu systematisieren. Ergänzt wird
die Rechtsdogmatik durch die Grundlagenfä-
cherRechtsgeschichte, Rechtsphilosophie und
Rechtssoziologie sowie Komplementärdiszip-
linen wie die Kriminologie und die Rechts-
medizin. Enge Beziehungen bestehen zur
Wirtschaftswiss., zur Politikwiss. und zur So-
ziologie.
Die Rechtswiss. ist weder eine empirische
noch eine formale Wissenschaft, sondern ge-
hört (wie die Medizin) zu den angewandten
Wissenschaften (A).
Die Rechtswiss. wird häufig als eine normati-
ve Disziplin bezeichnet, doch verdunkelt diese
Etikettierung mehr als sie erhellt. Normen bil-
den zwar den Gegenstand der Rechtswiss., sie
selbst stellt jedoch keine Normen auf und geht
insofern also nicht normativ vor. Stattdessen
übernimmt die Rechtswiss. die Rechtsnormen
von den dafür demokrat. legitimierten Orga-
nen, bes. vom parlamentar. Gesetzgeber.

Geschichte
Während sich das Vorhandensein von Recht
und mit ihm das Auftreten von Rechtskundi-
gen (Priester, Urkundenschreiber, Gerichts-
redner) bis zu den ältesten menschl. Gesell-
schaften zurückverfolgen lässt, ist die Rechts-
wiss. weitaus jünger (B).
In der griech. Antike hat es zwar eine hoch-
entwickelte Rechtsphilosophie gegeben, aber
noch keine Rechtswiss. im heutigen Sinn. Die-
se ist eine Erfindung der Römer und entwi-
ckelte sich aus der Rspr. der Priester. Im 3. Jh.
v. Chr. begannen Rechtsexperten jurist. Gut-
achten (responsa) zu erstellen und bei Ver-
tragsgestaltungen mitzuwirken (Kautelarju-
risprudenz). Die röm. Jurisprudenz orientier-
te sich stark an bereits entschiedenen älteren
Fällen (Präjudizien) und ähnelte insofern dem
heutigen angelsächs. Rechtsverständnis.

Juristen wie Labeo, Celsus, Papinian

und Ulpian genossen als Gutachter großes
Ansehen. Ihre oft nur knapp begründeten
Äußerungen wurden der Streitentscheidung
zugrundegelegt.

Um 530 n. Chr. versammelte der oström. Kai-
ser Justinian die röm. Rechtsliteratur im
Corpus Iuris Civilis.
Im Westen Europas erlebte die Rechtswiss.
erst im 11. Jh. eine Renaissance, die von Bo-
logna ausging. Geprägt durch die Methoden
der Scholastik, begannen dort Irnerius und
andere »doctores«, Glossen (Erläuterungen)
zu den Texten des ›Corpus iuris‹ zu verfassen.

Die Arbeit der Glossatoren wurde durch
Accursius 1228 zur ›Glossa ordinaria‹ zu-
sammengefasst.

Im 13. Jh. wurden die Erläuterungen ausführ-
licher und praxisbezogener. Ihre Autoren tra-
gen deshalb den Namen Postglossatoren oder
Kommentatoren (Bartolus, Baldus).
Ab dem 15. Jh. wandte sich eine vom Huma-
nismus geprägte Juristengeneration von dem
scholast. Stil ab und versuchte, direkt auf die
antiken Quellen zurückzugreifen (Cuiacius,
Donellus, Zasius).

Diese humanistische Jurisprudenz ging
von frz. Universitäten aus, weshalb man sie,
im Gegensatz zum älteren »mos italicus«,
auch als »mos gallicus« bezeichnet.

Der Usus modernus (Stryk, Carpzov)
setzte dem eine praxiszugewandte Dogmatik
auf der Grundlage des fortgeltenden röm.
Rechts entgegen, die die Tätigkeit der Gerich-
te unterstützen und die lokale Rechtsetzung
fördern sollte.
Davon unabhängig entwickelte sich die Na-
turrechtslehre aus christl. Quellen (Thomas
von Aquin). Grotius, der Vater des neu-
zeitl. Naturrechtsdenkens, verband in seinem
Hauptwerk ›De iure belli ac pacis‹ (1623)
naturrechtl. und völkerrechtl. Lehren. Unter
den dt. Natur- und Vernunftrechtslehrern des
17. und frühen 18. Jh. ragen Pufendorf,
Thomasius undWolff hervor.

Durch ihre Arbeiten wurden die großen
Rechtskodifikationen des 18. und 19. Jh.
vorbereitet. Als Kodifikation bezeichnet
man die als abschließend gedachte sys-
temat. Zusammenfassung eines gesamten
Rechtsgebiets in einem Gesetz. Zu den
wichtigsten Kodifikationsjuristen gehören
Kreittmayr,Cocceji und Svarez.

Zu Beginn des 19. Jh. wandte sich die His-
torische Schule unter Führung von Savigny

(1779–1861) gegen die Kodifikationsbewe-
gung, bes. gegen die von Thibaut angemahn-
te Kodifikation des dt. bürgerl. Rechts. Für
Savigny und seine Schüler entwickelte sich
das Recht aus dem Volksgeist; Aufgabe der
Jurisprudenz ist lediglich die Beschreibung
und Systematisierung der histor. gewachsenen
Rechtsformen, worunter Savigny v. a. das
röm. Recht verstand.
Durch begriffl. Analyse und Systematisierung
der überlieferten röm. Rechtstexte schufen die
Nachfolger Savignys (Puchta,Dernburg,
Windscheid) die Pandektistik, die Lehre
von den Pandekten (Auszüge aus den Schrif-
ten der klass. röm. Juristen, lat. Digesten), mit
der die dt. Rechtswiss. zu weltweiter Anerken-
nung gelangte.

Das Pandektensystem bildet die Grundlage
des am 1. 1. 1900 in Kraft getretenenBGB.
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Seit der Antike wurden zahlreiche verschiede-
neDefinitionen vonRecht vorgeschlagen:
Aristoteles (4. Jh. v. Chr.) unterschied Na-
tur- und Gesetzesrecht:

»Das Naturrecht hat überall dieselbe Kraft
der Geltung und ist unabhängig von Zustim-
mung oder Nicht-Zustimmung (der Men-
schen). Beim Gesetzesrecht ist es ursprüng-
lich ohne Bedeutung, ob die Bestimmungen
so oder anders getroffen wurden; wenn es
aber festgelegt ist, dann ist es verbindlich.«

Der röm. Jurist Ulpian (gest. 223 n. Chr.)
erklärte, das Recht leite seinen Namen von der
Gerechtigkeit her. Recht sei »die Kunst des
Guten und Billigen«.
Thomas von Aquin (1224–74) kennzeich-
nete das menschl. Gesetz durch die Herleitung
aus dem natürl. Gesetz Gottes, die Ausrich-
tung auf das allg. Gute und die Festlegung
durch den Herrscher.
Für Thomas Hobbes (1588–1679) sind die
bürgerl. Gesetze dagegen

»die Regeln, die der Staat jedemUntertanen
durch Wort, Schrift oder andere ausreichen-
de Willenszeichen befahl, um danach Recht
und Unrecht, d. h. das Regelwidrige und das
der Regel Entsprechende, zu unterschei-
den.«

Berühmt ist die Definition Immanuel Kants
(1724–1804):

»Recht ist die Einschränkung der Freiheit
eines jeden auf die Bedingung ihrer Zusam-
menstimmung mit der Freiheit von jeder-
mann, in so fern diese nach einem allgemei-
nen Gesetz möglich ist.«

Der liberale Positivist Hans Kelsen schließ-
lich definierte Recht als »normative Zwangs-
ordnung«.
Hinter jeder dieser Def. steht eine andere Vor-
stellung vom Recht, seiner Herkunft, Funktion
und Bedeutung.

Die Allgemeine Rechtslehre, auch Rechts-
theoriegenannt, ist Teil derRechtsphilosophie
und behandelt grundlegende Fragen, die in al-
len Rechtsgebieten in gleicher oder ähnlicher
Form auftreten, z. B. die Def. von Begriffen
wie »Recht« oder »Schuld«. Deshalb sucht sie
den Kontakt zu anderen jurist. Grundlagendis-
ziplinen wie der Rechtsgeschichte und der
Rechtssoziologie. Ihre Methoden sind, im Un-
terschied zur traditionellenRechtsphilosophie,
Beschreibung undAnalyse.

Die jurist. Methodenlehre kann als Teil-
gebiet der Allg. Rechtslehre angesehen
werden. Andere Teilgebiete sind z. B. die
Normenlogik, die Gesetzgebungstheorie
und die Argumentationstheorie (A).

Zu den wichtigsten Themen gehört die Frage
nach dem Rechtsbegriff. Problemat. ist dabei

bes. die Abgrenzung von Recht und Moral.
Eng damit zusammen hängt die Frage, ob das
Recht ausschließl. auf menschl. Setzung be-
ruht, also positives (lat. ponere für ’setzen’)
Recht darstellt, oder ob es dem menschl. Da-
fürhalten vorgeordnete und damit überpositive
Normenordnungen gibt, an die das positive
Recht gebunden ist.

Alle Versuche, den Begriff »Recht« näher zu
umschreiben, lassen sich danach unterschei-
den, ob der Rechtsbegriff formal oder material
(inhaltlich) bestimmt wird.
Die formale Begriffsbestimmung, z. B. Erlass
in dem dafür von der Verf. vorgesehenen Ver-
fahren, ist kennzeichnend für den Rechtsposi-
tivismus. Seine Grundthese lautet, dass Recht
und Moral begrifflich streng auseinander ge-
halten werden müssen (Trennungsthese).
Um Recht von anderen sozialen Normen zu
unterscheiden, wurden Kriterien vorgeschla-
gen, nach denen sich mehrere Spielarten
des Rechtspositivismus unterscheiden lassen
(B).

Meist sind es Kriterien, deren Vorliegen
formal oder empir. überprüfbar ist.

Das Recht umfasst danach nur solche soz.
Normen, die
. nach Maßgabe der jeweiligen Verf. ord-
nungsgemäß zustande gekommen sind (ver-
fahrensorientierter Rechtspositivismus),

. von den Betroffenen (d. h. den dem Recht
unterworfenen Bürgern und Rechtsanwen-
dungsorganen) anerkannt werden (aner-
kennungsorientierter Rechtspositivis-
mus) oder

. von den Betroffenen tatsächlich befolgt
werden (auf soziale Wirksamkeit hin ori-
entierter Rechtspositivismus).

Naturrechtl. Konzeptionen machen den
Rechtsbegriff von inhaltl. Eigenschaften ab-
hängig. Es handelt sich meist um Kriterien,
die von menschl. Entscheidungen unabhängig
sein sollen, z. B. Übereinstimmung mit gött-
lichen Geboten, ewigen Vernunftwahrheiten
oder Naturgesetzlichkeiten. Das Richtigkeits-
kriterium kann empir. Überprüfung zugäng-
lich sein, muss dies aber nicht.

Recht und Moral fallen nach Ansicht der
Naturrechtler zumindest teilw. zusammen.

Naturrechtl. Rechtskonzeptionen werden
ebenfalls in zahlreichen Spielarten vertreten
(C). Das Recht umfasst nur solche soziale
Normen, die
. mit der Natur der Menschen im Einklang
stehen (klass. Naturrecht),

. aus den Geboten eines Gottes resultieren
(religiöses Naturrecht) oder

. sich aus der menschl. Vernunft ergeben (ra-
tionalist. Naturrecht, Vernunftrecht).

Der Rechtsbegriff& 17



18&Allgemeine Rechtslehre und Methodenlehre



Normen, die menschl. Verhalten regulieren,
heißen Verhaltensnormen. Sie können als
Ge- oder Verbote auftreten.
Nicht nur das Recht besteht aus Verhaltens-
normen, sondern auch die Moral (oder Sitt-
lichkeit) und die Sitte (oder Brauch) (A). Die
Abgrenzung zwischen Recht, Moral und Sitte
wirft seit jeher bes. Probleme auf. Die Ausdif-
ferenzierung versch. Typen von Verhaltens-
normen ist Kennzeichen fortgeschrittener Ge-
sellschaften; in primitiven und archaischen
Kulturen wird zwischen Recht, Moral und Sit-
te nicht unterschieden.
Rechtsnormenwie

Wer einen Menschen tötet, [. . .], wird [. . .]
bestraft (§ 212 StGB)

richten sich in erster Linie an den Rechts-
anwender, also etwa den Richter. Sie dienen
der Sicherung und Durchsetzung von Verhal-
tensnormen wie »Töten ist verboten«, die für
jedermann gelten (B).
Damit lassen sich Rechtsnormen als staat-
lich garantierte Verhaltensnormen charak-
terisieren. Dies bedeutet u. a., dass sich
Rechtsnormen mit staatlich sanktioniertem
Zwang durchsetzen lassen.
DieMoral
besteht aus Verhaltensnormen, die in der Ge-
sellschaft als bes. wichtig angesehen werden
(Sozialmoral). Verstöße werden in den Kate-
gorien »gut« und »böse« missbilligt. Moral.
Normen können, müssen aber nicht staatl.
sanktioniert sein.

So ist etwa das allg. Tötungsverbot staatl.
sanktioniert und gehört damit sowohl der
Moral als auch dem Recht an, während das
allg. Verbot zu lügen nur der Moral ange-
hört. In bes. Fällen knüpft das Recht aber
auch an eine Lüge Rechtsfolgen, z. B. beim
Betrug (§ 263 StGB) oder bei der Falsch-
aussage vor Gericht (§ 153 StGB).

Häufig findet sich als zusätzl. Unterschei-
dungskriterium, dass sich Moralnormen »nach
innen« (z. B. an das Gewissen) richten, wäh-
rend Rechtsnormen das äußere Verhalten re-
gulieren. Für Kant sind dagegen nur solche
Handlungen moralisch, die aus der »Idee der
Pflicht« entspringen:

»Man nennt die bloße Übereinstimmung
oder Nichtübereinstimmung einer Hand-
lung mit dem Gesetze, ohne Rücksicht auf
die Triebfeder derselben, die Legalität (Ge-
setzmäßigkeit); diejenige aber, in welcher
die Idee der Pflicht aus dem Gesetze zu-
gleich die Triebfeder der Handlung ist, die
Moralität (Sittlichkeit) derselben«. (›Meta-
physik der Sitten‹)

Normen der Sitte,
z. B. das Gebot, den Nachbarn zu grüßen
oder beim Essen zu schlürfen (Japan),

ziehen im Fall ihrer Verletzung i. d. R. nur
gesellschaftl. und keine rechtl. Sanktionen
nach sich. Der Übergang von Sitte zur Moral
ist fließend.

Das Gebot, den Nachbarn zu grüßen, lässt
sich auch als moral. Pflicht ansehen.

Moden (z. B. bei der Kleidung oder der
Sprechweise) sind moral. neutral. Finden sie
genügend Anhänger oder sind ihre Anhänger
in einflussreichen Positionen, so können Mo-
den allerdings zur Sitte werden oder sogar in
die geltendeMoral Eingang finden.

Die Forderung nach einer »politisch korrek-
ten« Ausdrucksweise wird z. T. als bloße
Mode abgetan, z. T. aber auch als moral.
Forderung verstanden.

Das Recht steht mit der in einer Gesellschaft
geltenden Moral (Sozialmoral) und den von
ihr akzeptierten Werten in engem Zusammen-
hang: Viele Gesetze lassen sich als staatl.
sanktionierteMoralnormen ansehen.

Dies gilt bes. für die Bestimmungen des
Strafrechts und viele Bestimmungen des
GG, etwa die Grundrechte.

Selbst wenn das Gesetz als solches keinen
unmittelbaren moral. Gehalt hat, wurde es
doch oft vom Gesetzgeber zur Erreichung
best. moral. hoch stehender Ziele erlassen.

Die Straßenverkehrsordnung ist als solche
moral. neutral. Moral. positiv bewertet ist
jedoch ihr Ziel: die Sicherung des Straßen-
verkehrs und damit u. a. die Sicherung des
Lebens der Verkehrsteilnehmer.

In vielen Fällen weisen die Gesetze ausdrück-
lich auf die bestehenden moral. Anschau-
ungen und gesellschaftl. Sitten hin, so etwa in
vielenGeneralklauseln des Zivilrechts:

§ 242 BGB: »Treu und Glauben«, §§ 138,
826 BGB: »gute Sitten« (vgl. auch § 228
StGB), § 315 BGB: »Billigkeit«.

Derartige Regelungen werden häufig als wert-
ausfüllungsbedürftig bezeichnet (C).

Ist eine Rechtsnorm erlassen worden, so ist
ihre jurist. Geltung grundsätzlich unabhängig
davon, ob sie mit der geltenden Moral über-
einstimmt.

Als Ausnahme kommt allenfalls in Be-
tracht, dass eine Rechtsnorm grundlegen-
den und allg. anerkannten Moralanschau-
ungen widerspricht. Im demokrat. Verfas-
sungsstaat sind derartige Fälle aber, anders
als in einer Diktatur, kaum denkbar.

Eine vollständige Gleichschaltung von Recht
und Moral ist ein Kennzeichen totalitärer Ge-
sellschaften.

Sind Recht und Moral identisch, so ist eine
moral. Kritik der bestehenden Rechts-
zustände schon begrifflich ausgeschlossen.
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